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Haußmann: Ausweitung der Lebendorganspende wichtiger Schritt für mehr
Organspenden

Ausweitung der Lebendspende rettet Leben und verkürzt Wartezeiten.

Zur Meldung, wonach Deutschland bei den Organspenden im internationalen Vergleich auf einem
hinteren Platz liegt und die Zahl der Spender in Baden-Württemberg auf einem niedrigen Niveau
stagniert, äußert sich der gesundheitspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion Jochen Haußmann, wie
folgt:

„Viele Menschen warten jahrelang vergeblich auf eine Organspende. Daher wird es höchste Zeit,
Maßnahmen zu ergreifen, die zu einer Erhöhung der freiwillig gespendeten Organe führen. Die von
Gesundheitsminister Lucha geforderte gesetzliche Verankerung einer Widerspruchslösung kann jedoch
nicht die Antwort sein. Dies zeigt auch das Beispiel Spanien, denn die Widerspruchslösung steht dort
zwar im Gesetz, wird aber kaum praktiziert. Zudem darf der Staat den Bürgerinnen und Bürgern nicht die
Möglichkeit nehmen, sich bei diesem sensiblen Thema frei zu entscheiden.

Wir Freie Demokraten setzen uns daher neben einer deutlichen Verbesserung der Rahmenbedingungen
vor allem für die Ausweitung der Lebendspende ein. Dazu gehören die Erweiterung des Kreises von
potentiellen Lebendspendern, die Ermöglichung anonymer Lebendspenden aus altruistischen Gründen
über Organpools, die Ermöglichung der sogenannten Überkreuz-Lebendspenden zwischen Paaren sowie
die Abschaffung des Subsidiaritätsprinzips, welches zunächst immer die Prüfung einer postmortalen
Spende voraussetzt, bevor eine Lebendspende möglich ist. Mit diesen Vorschlägen sollte sich der
kommende Deutsche Bundestag vordringlich beschäftigen.

Lebendspenden retten Leben und können die jahrelange Wartezeit deutlich verkürzen. Statt sich also an
der Widerspruchslösung festzubeißen, sollte sich Minister Lucha besser mit sinnvollen und
praxistauglichen Möglichkeiten wie der Lebendspende beschäftigen."

 


